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P O S T U L A T von Susanna Rusca Speck (SP, Zürich), Katharina Prelicz-Huber (Grüne, 

Zürich) und Lisette Müller-Jaag (EVP, Knonau)  
 
betreffend Angebot an sozialen Ausbildungen im Kanton Zürich  
________________________________________________________________________ 
 
 
Der Regierungsrat wird eingeladen, eine Bedarfsanalyse zu erstellen und aufzuzeigen, wel-
che Ausbildungsangebote er im Sozialbereich auf der Sekundarstufe II, der Tertiärstufe B 
(z.B. Höherer Fachschulen) bis hin zur Tertiärstufe A (z.B: Fachhochschule) zukünftig ein-
richten und unterstützen will.  
 
 
 Susanna Rusca Speck  
 Katharina Prelicz-Huber  
 Lisette Müller-Jaag 
 
 
Begründung:  
 
Das Berufsbildungsgesetz ist seit 1. Januar 2004 in Kraft. Zurzeit werden auf Bundesebene 
die rechtlichen Rahmenbedingungen, das Anerkennungsverfahren, die Titel sowie die Quali-
tätssicherung geregelt. Diese verbindlichen Vorschriften bestimmen, wie der Kanton die Voll-
zugs- bzw. Umsetzungsarbeiten vorzunehmen hat.  
 
Es ist in der gegenwärtigen Situation in Bezug auf Veränderungen des Ausbildungssystems 
zu überlegen, wie in unserem Kanton im gesamten Sozialbereich qualitativ gute Ausbildun-
gen auf allen Stufen eingerichtet werden können und welche Ausbildungsgänge zukünftig 
zur Verfügung stehen sollen. Aus fachlicher und berufsbildungspolitischer Sicht sind zu-
kunftsweisende Bildungsgänge, Abschlüsse und Nachdiplomstudien, Alternativen zur Berufs-
lehre, den höheren Fachschulen bis hin zur Fachhochschule einzurichten.  
 
Die Dienstleistungen im Sozialbereich und die Komplexität der Problemlösung stellen immer 
wieder neue Anforderungen an das berufliche Handeln. Es braucht zukunfts- und nachweis-
gestützte Bildungsgänge, aber auch verschieden Alternativen und Zugänge.  
 
Damit die Neugestaltung der Berufsbildungsangebote in Sozialer Arbeit im Kanton Zürich op-
timal gestaltet werden kann, ist eine Bestandesaufnahme über heutige staatliche und private 
Ausbildungen notwendig. Die Bedarfsanalyse hat in Koordination mit den bestehenden Aus-
bildungsstätten insbesondere mit der Hochschule für Soziale Arbeit (HSSAZ) zu erfolgen. 
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